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Umwelt

Höhere Känalisations-
anschlussgebühren für
Auswärtige
v|p. Beim Anschluss an die
Gemeindekanalisation haben die Grundeigentümer

in Engelberg Anschlussgebühren
2u bezahlen. Die gemäss Kanalisations-
reglement errechnete Anschlussgebühr

wird mit folgendem Faktor
multipliziert:

~ für Bauten, die vor 1950 erstellt wurden,

sofern deren Eigentümer in
Engelberg ihren Wohnsitz haben, mit
0,5

~ für Bauten, die nachher erstellt wurden,

sofern deren Eigentümer in

Engelberg keinen Wohnsitz haben,
mit 1,5

~ für die übrigen Bauten mit 1,0

J- 0., Eigentümer eines Ferienhauses
ln Engelberg, wehrte sich gegen diese
Sonderbelastung, drang damit aber
beim Regierungsrat des Kantons Ob-
walden nicht durch. Das Bundesgericht
niess seine staatsrechtliche
Beschwerde am 17. September 1975 (i.
Sa. J. o. gegen Einwohnergemeinde
Sngelberg und Regierungsrat des Kantons

Obwalden) gut. In seiner Begründung

führt das Bundesgericht aus, es
habe die unterschiedliche Belastung
m't Abgaben je nach dem Wohnsitz des

Pflichtigen schon mehrfach und unter
verschiedenen Gesichtspunkten
geprüft. Als zulässig habe es eine Abstufung

bei Realgebühren (Abgaben für
Fischerei- und Jagdpatente) betrachtet
(BGE 66 113 Erw. 6e, 95 I 500). Auch die
Befreiung der einheimischen Bevölkerung

und ihrer persönlichen Gäste von
Kur- und Aufenthaltstaxen habe es
hingenommen, die Ausdehnung des
Privileges aber auf Kantonseinwohner als
mit der Rechtsgleichheit unvereinbar
abgelehnt (BGE 99 la 355 Erw. 2c, 100
la 75 Erw. 4b). Bei der Benützung von
Spitälern und Schulen hatte es eine in
ihrem Ausmass begründbare Differenzierung

zugelassen (BGE 90 I 100 und
nichtveröffentlichtes Urteil vom 12.

Juni 1974 i. Sa. Friedrich C., Aargau,
Erw. 5). «Entsprechend dem
Kostendeckungsprinzip lässt sich unter
Umständen eine stärkere Belastung
auswärtiger Abgabepflichtiger auch damit
begründen, dass diese einen höheren
Aufwand verursachen (Imboden, Ver-
waltungsrechtssprechung, 4. A. Nr. 412
Ve; BGE 91 1315).»

Bei der Überprüfung der Engelberger
Regelung anhand dieser Rechtsprechung

kam das Bundesgericht zum

Schluss, die Experten hätten überzeugend

dargetan, dass die Einnahmen
aus den einfachen Anschlussgebühren
ohne Mehrbelastung der auswärtigen
Eigentümer zur Deckung der Baukosten

ausreichten. Aber auch bei einem
Defizit in der Baurechnung dürften die
auswärtigen Grundeigentümer nur
dann stärker belastet werden, wenn
das Defizit durch sie begründet wäre.
«Reicht die Summe aller Anschlussgebühren

nicht aus, so ist die Grundformel

für deren Festlegung unter
Beachtung der Rechtsgleichheit zu
ändern.»
Das Bundesgericht hat damit einen
gordischen Knoten durchschnitten.
Manche Kurortgemeinden werden nun
gezwungen sein, ihre Erschliessungs-
reglemente zu überprüfen, auch wenn
das Bundesgericht, wie es ausdrücklich

hervorhebt, bei genehmigten und
veröffentlichten Reglementen nach
Ablauf von 30 Tagen nur noch den
Anwendungsakt, nicht aber die ihm
zugrunde liegende fehlerhafte Bestimmung

aufheben kann. Das hat zur
Folge, dass die Gemeinden allenfalls in
Verletzung der Rechtsgleichheit zuviel
bezogene Gebühren nicht zurückerstatten

müssen.
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